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Die Republik Moldau 
Zerrissenes Land zwischen 
Europäischer und Eurasischer Union
Von David X. Noack

Nachdem die reibungslose EU-Assoziierung der Ukraine im 
November 2013 gescheitert war, verblieben als einzige Signatarstaa-
ten der Assoziierungsverträge mit der Europäischen Union in Ost-
europa Georgien und Moldau. Während in Georgien, welches die 
Kontrolle über seine beiden abtrünnigen Gebiete Abchasien und 
Südossetien bereits vollständig verloren hat, die Widerstände gering 
waren, bleibt die Republik Moldau im Fokus der internationalen 
Diplomatie. Eine Pro-EU-Koalition mit hauchdünner parlamen-
tarischer Mehrheit hat mit einer der EU-Assoziierung abgeneigten 
Opposition sowie verschiedenen pro-eurasischen sowie autonomi-
stischen und separatistischen Bewegungen im Norden, Osten und 
Süden des Landes zu kämpfen. All dies auch noch in einem der 
ärmsten Länder des europäischen Kontinents. Eine Eskalation der 
verschiedenen Konflikte im Land ist und bleibt weiterhin nicht 
ausgeschlossen. Am 30. November 2014 wählen die moldauischen 
Bürger ein neues Parlament. Experten aus den USA befürchten eine 
angespannte Lage vor den Parlamentswahlen und Provokationen 
aus dem Ausland, welche einen Regierungswechsel in Chişinău vor-
bereiten sollen.1 Laut aktuellen Umfragen hat die bisherige Regie-
rungskoalition, die eine Annäherung an EU und NATO forciert, 
keine Aussicht auf eine Mehrheit im Parlament. Für die außenpo-
litische Orientierung des Landes in der Zukunft wird die Haltung 
der Kommunistischen Partei der Republik Moldau (PCRM) ent-
scheidend sein. In den vergangenen anderthalb Jahrzehnten haben 
die Kommunisten jedoch einige außenpolitische Salti geschlagen.
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Ökonomische Vorgeschichte und 
heutige Lage

In den 1990er Jahren forcierten die moldauischen Regierun-
gen einen neoliberalen Sparkurs für ihr Land nach IWF-Vor-
gaben. Laut „Reformindizes“ des Weltwährungsfonds setzten 
die Politiker in Chişinău wirtschaftsliberalere Maßnahmen 
durch als beispielsweise die in Russland, der Ukraine, in 
Rumänien oder in Bulgarien.2 Die Folgen für die Wirtschaft 
des Landes waren selbst laut den Angaben des IWF katastro-
phal: Allein in den Jahren 1992 und 1994 sackte das Brutto-
inlandsprodukt des Landes jeweils um circa 30 % ab.3 Im Jahr 
1997 betrug das BIP Moldaus dann auch nur noch circa 44 % 
des Wertes von 1990.4 Die neoliberale Schocktherapie sowie 
ein kurzer Bürgerkrieg um die abtrünnige Region Transni-
strien trieben das Land in den wirtschaftlichen Abgrund.

Anders verlief die Entwicklung im nach dem Bürgerkrieg 
1992 abgespaltenen Osten des Landes. Transnistrien war und 
ist das ökonomische „Power House“ der früheren Moldau-
ischen Sozialistischen Sowjetrepublik (MSSR). Mit den 
industriellen Zentren der ehemaligen MSSR, preiswertem 
Gas aus Russland und einer teilweisen Eingliederung in das 
russische Rentensystem konnte sich die Region ökonomisch 
gut entwickeln. Das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkom-
men in Transnistrien ist höher als das in den Gebieten unter 
Kontrolle der moldauischen Zentralregierung.5 Der Tele-
komkonzern Interdnestrcom ist sogar einer der zehn größten 
Telefonanbieter in der Ukraine. Der Moldau-Experte Geor-
giy Bjanow schätzt, dass die transnistrische Oligarchengruppe 
um den Konzern Sheriff im Falle einer Wiedervereinigung mit 
Kern-Moldau alle moldauischen Oligarchen übertrumpfen 
und die politisch mit diesem Konzern verbandelte Partei ‚Obnov-
leniye‘ (Erneuerung) die Regierung Gesamtmoldaus übernehmen 
könnte.6 Ein früherer moldauischer Parlamentsabgeordneter ist 
wiederum der Überzeugung, dass im Falle einer Wiedervereinigung 
der Sheriff-Konzern sich eine Mehrheit im moldauischen Parlament 
kaufen würde.7 Sollte das stimmen, wäre die Motivation der poli-
tischen Führung in Chişinău sowie der mit ihnen verbundenen 
Geschäftsgruppen – allen Bekundungen zum Trotz – gering, eine 
Lösung für die Transnistrien-Frage zu finden.

Die Schaukelpolitik der Kommunistischen 
Partei Moldaus

Als mit Wladimir Woronin im Jahr 2001 zum ersten Mal ein 
Mann mit kommunistischem Parteibuch zum moldauischen Staats-
oberhaupt gewählt wurde, waren die Ängste in Westeuropa groß. 
Woronins außenpolitisches Programm erschien zu diesem Zeit-
punkt zunächst offen pro-russisch.8 Die Annäherung an Moskau 
brachte auch konkrete Ergebnisse: Das Kozak-Memorandum von 
2003 brachte zum ersten Mal eine moldauisch-transnistrische 
Lösung zum Greifen nahe. Doch die Intervention des US-Botschaf-
ters in Chişinău bei Woronin persönlich verhinderte die Lösung 
unter Vermittlung Russlands.9 Russland, Kasachstan, Belarus und 
die Ukraine lehnten aufgrund dieses destruktiven Verhaltens Woro-
nins einen Beitritt Moldaus zum damals geplanten Gemeinsamen 
Wirtschaftsraum ab.10 In die Enge getrieben vollzog Woronin Ende 
2003 bis Anfang 2004 eine außenpolitische Kehrtwende und for-
cierte fortan einen möglichen EU-Beitritt. Gleichzeitig lehnte er 
aber eine NATO-Mitgliedschaft offen ab.

Die westlichen Staaten ließen den Weg der „pro-europäischen 
Ausrichtung“ zementieren, indem im Umfeld der moldauischen 
Parlamentswahlen aus den USA mit einem „orangenen Szenario“ 
(nach dem Vorbild der Ukraine wenige Monate zuvor) gedroht 

wurde.11 Woronin hielt sich an die Vorgaben aus Washington und 
Brüssel und nahm Kurs auf die EU – vorerst zu mindestens. In den 
Jahren 2007 und 2008 modifizierte er seine Außenpolitik erneut 
und zeigte sich Russland gegenüber wieder etwas offener. Folge-
richtig kam es nach dem Wahlsieg der Kommunistischen Partei bei 
den Parlamentswahlen 2009 dann tatsächlich zu einem „orangenen 
Szenario“. Selbst US-amerikanische Hardliner zeigten sich damals 
offen überzeugt, dass die Kommunisten den Urnengang gewonnen 
hatten.12 Demonstranten stürmten nichtsdestotrotz das Parlament 
sowie den Präsidentensitz und hissten die rumänische Flagge.13 
Bereits seit Gründung der moldauischen Nationalbewegung plä-
dierte ein Teil der Intelligenz des Landes für die Vereinigung mit 
Rumänien14, was heute den schnellsten Weg eines Beitritts zu EU 
und NATO bedeuten würde.

Der damalige moldauische Präsident warf Rumänien eine Ein-
mischung in die inneren Angelegenheiten seines Landes vor.15 
Der rumänische Botschafter sowie mehrere Journalisten aus dem 
Nachbarland wurden ausgewiesen. Darüber hinaus führte die 
PCRM-Regierung die Visumspflicht für Bürger aus dem südlichen 
Nachbarland wieder ein. Der Putsch misslang zwar, jedoch ging das 
Land in eine politische Dauerkrise über. Innerhalb von 18 Mona-
ten kam es zu drei Parlamentswahlen, da die Opposition stets die 
Volksvertretung blockierte. Erst im Januar 2011 konnte eine neue 
Regierung gebildet werden – die „Allianz für Europäische Integra-
tion“ unter Beteiligung von drei liberalen und konservativen Par-
teien. In der Opposition näherte sich die Kommunistische Partei 
wieder Russland an und lehnte beispielsweise die EU-Assoziierung 
ab.

Doch auch dieser Schwenk der PCRM blieb nicht von Dauer. 
Zuletzt machten Gerüchte die Runde, PCRM-Chef Wladimir 
Woronin stehe der EU-Assoziierung nicht mehr abgeneigt gegen-
über. Um diesen erneuten Schwenk vorzubereiten, musste ein 
prominenter Linker der Partei gehen. Im Herbst 2014 wurde der 
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junge Abgeordnete Grigore Petrenko auf Betreiben des Dauervor-
sitzenden Woronin ausgeschlossen.16 Petrenko als international gut 
vernetzter linker Außenpolitiker konnte auf eine große Basis in der 
Kommunistischen Jugend setzen und wurde somit zur Gefahr für 
Woronin, der mittlerweile seit 20 Jahren die PCRM anführt. Der 
Ausschluss Petrenkos und dessen Antritt für die Nichtregierungsor-
ganisation ‚Rodina‘ (Russisch für Vaterland) stellt bereits die vierte 
größere Abspaltung von der PCRM in den vergangenen 10 Jahren 
dar. Die Wählerbasis dieser Partei, die einst über die absolute Mehr-
heit im Parlament verfügte, schrumpft indessen immer weiter.

EU-Assoziierung – gegen alle Widerstände
Im Herbst 2013 hatte international für Aufmerksamkeit gesorgt, 

dass die sich seit demselben Jahr selbst so bezeichnende „Pro-Euro-
päische Koalition“ (PEK) die Unterzeichnung eines Assoziierungs-
abkommen mit der EU forcieren wollte. Gleichzeitig versuchte 
die oppositionelle Kommunistische Partei Moldaus – gemeinsam 
mit der auch im Parlament vertretenen oppositionellen ‚Partei 
der Sozialisten der Republik Moldau‘ (PSRM) und christlich-
orthodoxen Gruppierungen17 –, das Assoziierungsabkommen zu 
verhindern.18 Die Kommunisten und ihre Verbündeten blockier-
ten dabei das Parlament, organisierten Aktionen des zivilen Unge-
horsams und Demonstrationen.19 Doch aus dem „Moldauischen 
Roten Oktober“ wurde nichts und die Regierung des zerrütteten 
Landes unterzeichnete auf dem EU-Gipfel im litauischen Vilnius 
im November 2013 das Assoziierungsabkommen mit der EU. Die 
Brüsseler Kommission erklärte daraufhin, dass Moldau die Anfor-
derungen an einen Aktionsplan zur Visaliberalisierung erfüllt habe.

Belarus als Sprungbrett zur Eurasischen 
Union?

Mit der Eurasischen Union (EaU) wird die Gemeinschaft der 
Unabhängigen Staaten (GUS) demnächst das am weitesten rei-
chende ökonomische Integrationsformat seit dem Ende der Sowje-
tunion erleben. Als Vorläufer der Zollunion (ZU) aus der demnächst 
die Eurasische Union werden wird, trat im Jahr 2011 das GUS-
Freihandelsabkommen in Kraft, welches neben der Ukraine auch 
Moldau mit einschließt.20 Trotz ihrer Pro-EU- und teilweise sogar 
Pro-NATO-Ausrichtung stimmten auch die moldauische AEI-
Regierungskoalition dem Abkommen zu.

Neben Russland wird die EaU auch Belarus umfassen, welches ein 
Zentrum der industrialisierten Gebiete der früheren Sowjetunion 
ist. Die von Russland gegen Moldau infolge der Pro-EU-Politik 
verhängten Sanktionen im Lebensmittelbereich führten bereits zu 
einem Anstieg des belarussisch-moldauischen Handels um 36 %. 
Bei einem Staatsbesuch des belarussischen Präsidenten Alexander 
Lukaschenko Ende September 2014 schlug dieser vor, dass Moldau 
und Belarus in den nächsten Jahren den Handel zwischen beiden 
Staaten verdreifachen könnten. Die derzeitige moldauische Regie-
rung schien aber ausschließlich am belarussischen Absatzmarkt 
sowie Möglichkeiten zur Umgehung der russischen Sanktionen 
interessiert zu sein.21 Eine engere Verzahnung der belarussischen 
und der moldauischen Wirtschaft könnte ein Mittel sein, die Repu-
blik Moldau enger an die EaU heranzuführen.

Pulverfässer: Bălți, Gagausien und Taraclija 
Die von der Zentralregierung in Chişinău verfolgte Annäherung 

an die Europäische Union führt zu einer verschärften innenpoliti-
schen Konfrontation. Vor allem die ethnischen Minderheiten sowie 
die abtrünnige Republik Transnistrien lehnen die Assoziierung der 
Republik Moldau mit der EU ab. Die verschiedenen Hochburgen 
der ethnischen Minderheiten befinden sich im Norden, Osten und 
Süden des Landes.

Die nördliche Stadt Bălți ist multikulturell geprägt und gilt seit 
jeher als Hochburg der Ukrainer in der Republik. Die Ukrainer 
sind laut dem bisher letzten Zensus aus dem Jahr 2004 noch vor 
den Russen die größte ethnische Minderheit des Landes. Viele eth-
nische Ukrainer leben in der abtrünnigen Provinz Transnistrien. 
Ähnlich wie die anderen ethnischen Minderheiten im Land nutzen 
diese Russisch als Verkehrssprache. Im Schatten der Ukraine-Krise 
kursierten Meldungen, dass in der Stadt Bălți bewaffnete Gruppen 
aufgetaucht seien. Zwischenfälle gab es bisher keine.

Neben den Ukrainern im Norden ist die Lage im Süden Mold-
aus politisch am angespanntesten. Als Vertreter der ersten Territo-
rialeinheit innerhalb der damaligen Moldauischen SSR erklärten 
die politischen Vertreter der südlichen Region Gagausien, die 
von einer turksprachigen und christlich-orthodoxen Minderheit 
bewohnt wird, im August 1990 ihre Souveränität.22 Im Gegensatz 
zu Transnistrien kam es in Gagausien nur zu kleineren Kämpfen 
und wenigen gewaltsamen Demonstrationen. Das gagausische 
Budschak-Bataillon, eine paramilitärische Einheit eines früheren 
KGB-Offiziers, führte jedoch keine Militäroperationen durch.23 
Trotzdem kann davon gesprochen werden, dass von 1991 bis 1994 
Gagausien effektiv nicht unter Kontrolle der Zentralregierung 
von Moldau stand.24 Nach einem politischen Kompromiss kehrte 
die Region Gagausien in den Staatsverband Moldaus zurück und 
erhielt dafür ein eigenes Regionalparlament sowie weitgehende 
Autonomierechte. Diese politische Lösung wurde durch ein Refe-
rendum von der Bevölkerung angenommen.

Nach anderthalb Jahrzehnten relativer Ruhe nahmen die Span-
nungen im von Gagausen Gagauz Yeri genannten Gebiet wieder 
zu. So erkannte das Autonomieparlament der Region die Unabhän-
gigkeit Abchasiens und Südossetiens nach dem georgischen Waf-
fengang gegen diese beiden abtrünnigen Republiken im Sommer 
2008 an.25 Im Frühjahr 2013 schlug der gagausische Gouverneur 
Mihail Formuzal vor, dass Russland und die Türkei als internatio-
nale Garanten für die Autonomie seiner Region dienen könnten. 
Als weiteres Land könnte sich zu einem späteren Zeitpunkt Aser-
baidschan mit zu diesen Garantiemächten gesellen.26 Solch eine 
international garantierte Autonomie existiert in Europa beispiels-
weise in der Südtirolfrage in Italien. In Moldau wurde sie jedoch 
nicht realisiert.

Im Juli 2013 erklärte Formuzal außerdem, dass im Falle einer 
Union Transnistriens mit Moldau auch Gagausien den Status einer 
separaten Republik in solch einem Staatsverband erhalten müsste.27 
Die gagausische Region ist eine der ärmsten des Landes und die 
nationalistischen moldauischen Politiker tragen ihre Ignoranz 
gegenüber den Gagausen stets offen zur Schau.28

Im Jahr 2011 hatte der Gouverneur von Gagausien die ‚Partei der 
Regionen Moldaus‘ (PRM) gegründet und ist seitdem ihr Vorsit-
zender.29 Die Gründung rein lokaler Parteien ist in Moldau verbo-
ten, deswegen hat die Partei einen gesamtmoldauischen Anspruch. 
Außerdem ist der Name eine klare Anspielung auf die bis Anfang 
2014 größte ukrainische Partei (Partei der Regionen, PdR), der 
auch der aus dem Amt geputschte ukrainische Präsident Wiktor 
Janukowitsch angehörte. Die PdR wandte sich in ihrem Land 
gegen einen ukrainischen Nationalismus und wurde unter anderem 
wegen dieser ausgleichenden Politik auch von vielen ethnischen 
Bulgaren, Ungarn, Russen, Ruthenen und Slowaken gewählt. 
Doch Höhenflüge wie sie die PdR in der Ukraine erlebt hatte, sind 
für die PRM in Moldau unrealistisch. Bei landesweiten Wahlen hat 
die vom gagausischen Gouverneur gegründete PRM geringe Chan-
cen, in das Parlament einzuziehen. In Umfragen taucht die Partei 
meist nicht auf.

Den bisherigen Höhepunkt der politischen Konfrontation in und 
um Gagausien stellte eine Volksabstimmung im Februar 2014 dar. 
Bei einem von den Regionalbehörden Gagausiens organisierten 
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Referendum sprach sich eine überwältigende Mehrheit von 98 Pro-
zent gegen die EU-Assoziierung und für eine Annäherung an die 
Eurasische Union aus. Nach Angaben des gagausischen Wahlkomi-
tees beteiligten sich über 70 % der circa 100.000 Wahlberechtigten 
an der Volksabstimmung. Im Falle eines Souveränitätsverlustes der 
Republik Moldau solle Gagausien aus dem Staatsverband austreten, 
ergab die Abstimmung außerdem. Die Zentralregierung erkannte 
das Votum nicht an30, die deutsche Bundesregierung ebenso.31 For-
muzal erklärte nach dem Referendum, dass Gagausien damit de 
facto schon die Unabhängigkeit erklärt habe.32

Handlungsbedarf für die gagausischen Spitzenpolitiker ergab 
sich durch die von der AEI- bzw. PEK-Koalition in Chişinău for-
cierte Annäherung an die EU. Durch von der Europäischen Union 
geforderte Steuerreformen für die „tiefe Integration“ Moldaus in 
den EU-Binnenmarkt vermindern sich einerseits die Einnahmen 
der gagausischen Autonomieregion und dadurch erhöht sich im 
Gegenzug die Abhängigkeit von der Zentralregierung. Künftig 
müssen die Gagausier „die Hälfte der Mehrwertsteuereinnahmen 
an den Staatsetat“ abführen.33 Der politische Kompromiss von vor 
20 Jahren für Gagausien endet somit quasi mit der von Brüssel 
gewünschten Assoziierung Moldaus mit der EU.

Auch der Druck auf die südliche Region Gagausien hat im Zuge 
der Ukraine-Krise zugenommen. Der gagausische Başkan (Regie-
rungschef ) berichtete gegenüber der russischen Presse, dass in 
seinem Autonomiegebiet Waffenlager von Polizeiwachen geräumt 
worden seien.34 Im Juli 2014 waren Gerüchte im Umlauf, dass 
Formuzal 10.000 Uniformen für eine angeblich geplante Miliz 
bestellt habe.35 Gagausien könnte sich jederzeit zu einem zweiten 
Transnistrien entwickeln und die EU-Assoziierungspolitik spielte 
eine wesentliche Rolle, die Gagausen von der Zentralregierung zu 
entfremden.

Ein weiterer potenzieller moldauischer Unruheherd ist die süd-
liche Provinz Taraclija. In dieser Region lebt die Hälfte der bul-
garischen Minderheit in der Republik Moldau, die andere Hälfte 

dieser Minorität verteilt sich größtenteils auf die umliegenden 
Bezirke. Das erste Mal für internationale Aufmerksamkeit sorgten 
die Bulgaren von Taraclija im Jahr 1999, als sie sich in einer Volks-
abstimmung gegen die Auflösung ihrer Provinz gewandt hatten.36 
Die Entscheidung des gesamtmoldauischen Parlamentes, diese 
Provinz zu erhalten, erfolgte daraufhin entlang klarer parteipoliti-
scher Linien: Die Kommunisten der PCRM und die als russland-
freundlich geltenden Zentristen stimmten damals dem Ansinnen 
der bessarabischen Bulgaren zu.37 Bis zuletzt konnte die PCRM bei 
Urnengängen auf großen Rückhalt in Taraclija setzen.

Auch der Widerstand der Bessarabienbulgaren in Taraclija wächst. 
Im April 2013 votierte der Bezirksrat von Taraclija für die Schaf-
fung einer Autonomie der bessarabischen Bulgaren in Moldau.38 
Vielleicht kann die im Süden Moldaus konzentrierte ethnische 
Minderheit in dieser Frage auch auf Unterstützung aus dem Aus-
land setzen: Im Frühjahr 2014 erklärte der russische Botschafter in 
der Republik Moldau, dass Russland in diesem Jahr Gagausien und 
Taraclija besondere Aufmerksamkeit schenken werde.39 Forderun-
gen aus Moskau, die Autonomie zu implementieren sind jedoch 
noch nicht zu vernehmen – bisher wenigstens.

Die jüngsten Entwicklungen in der 
Transnistrien-Frage

Die Parlamentswahlen 2011 in Transnistrien bedeuteten den 
Endpunkt einer Demokratisierungsphase des politischen Lebens in 
der nicht anerkannten Republik. Der bis dahin regierende Dauer-
präsident Igor Smirnow schaffte es nicht, für eine fünfte Amtszeit 
wiedergewählt zu werden.40 Russland spielte bei der Pluralisierung 
des Landes eine entscheidende Rolle.41 Obwohl Vertreter der rus-
sischen Regierungspartei ‚Einiges Russland‘ auf den Kandidaten 
der dem Sheriff-Konzern nahestehenden Erneuerungspartei, Ana-
toli Kaminski, gesetzt hatten, schaffte dieser es nicht, die Wahl für 
sich zu entscheiden. Präsident wurde Jewgeni Schewtschuk, der bis 
2010 der Sheriff-nahen Partei ‚Erneuerung‘ angehört hatte, jedoch 
aus dieser vor den Wahlen austrat und als unabhängiger Kandidat 
angetreten war.

Im Jahr 2011 wurden außerdem die Gespräche zwischen den 
Regierungen in Chişinău und Tiraspol über eine politische 
Lösung des Konflikts wieder aufgenommen. Öffentlichkeitswirk-
sam beharrten die transnistrischen Vertreter dabei darauf, dass es 
lediglich darum gehe, die Beziehungen zwischen beiden Seiten zu 
„normalisieren“.42 Trotz der Vereinigungsverhandlungen beschloss 
Schewtschuk in seinem ersten Amtsjahr, formell die Annäherung 
an die Zollunion (aus der nun die Eurasische Union hervorgeht) 
zum außenpolitischen Ziel.43 Experten gehen jedoch davon aus, 
dass diese Positionierung Schewtschuks keine endgültige ist.44

Im Falle einer zollrechtlichen Spaltung infolge der EU-Assoziie-
rung Moldaus befürchteten Experten des Warschauer ‘Zentrums 
für Oststudien’ im Herbst 2012 bewaffnete Zusammenstöße in der 
seit dem Ende des Bürgerkrieges von einer gemeinsamen moldau-
isch-transnistrisch-russischen Friedensstreitmacht kontrollierten 
Sicherheitszone.45 Zur Eskalation trug damals bei, dass zu dieser 
Zeit die russische Regierung die russischen Friedenstruppen mit 
schwereren Waffen ausrüstete und den transnistrischen KGB46 mit 
einem hochrangigen Geheimdienstbeamten direkt unterstützte. 
Darüber hinaus bauten die russischen Truppen ihre militärische 
Infrastruktur in Transnistrien aus, ähnlich wie es 2008 vor der 
georgischen Aggression gegen die dortigen separatistischen Regio-
nen Südossetien und Abchasien geschehen war.47 Zusätzlich kamen 
Gerüchte auf, dass russische Raketensysteme in Transnistrien sta-
tioniert werden könnten.48

Im Frühjahr 2013 baute Russland seinen formellen Einfluss in 
Transnistrien weiter aus, indem in der Hauptstadt Tiraspol eine 

Die Botschaften Abchasiens und Südossetiens in Tirasopol. Bild: David 
X. Noack
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Außenstelle der Botschaft errichtet wurde, die de facto als Konsulat 
in dem nicht anerkannten Staat dient.49 Bis dahin unterhielt ledig-
lich Südossetien ein Konsulat in Transnistrien und Abchasien einen 
diplomatischen Repräsentanten. Auch militärisch ging der Ausbau 
der Beziehungen immer weiter und im November 2013 wurde 
bekannt, dass die russische Armee einen Flugplatz in Tiraspol fer-
tiggestellt hat.50 Bisher liefen die Nachschublieferungen Russlands 
immer über Land und diplomatische Vertreter reisten stets über 
den Flughafen von Chişinău ein.

Seit Sommer 2014 verschärft die PEK-Regierung ihre Haltung 
gegenüber Transnistrien. So wurden Gerichtsverfahren gegen den 
transnistrischen Premier, den Vorsitzenden des Obersten Gerichts 
Transnistriens sowie den Landwirtschaftsminister der abtrünni-
gen Region aufgenommen. Die moldauische Regierung verhängte 
auch Einreiseverbote für verschiedene Personen, u.a. den Leiter des 
transnistrischen Büros einer unabhängigen Denkfabrik. Soldaten 
der russischen Friedenstruppen durften vermehrt nicht über den 
Flughafen von Chişinău einreisen und außerdem konfiszierte der 
moldauische Geheimdienst ein Teil des Gepäcks des russischen 
Sonderbeauftragten für Transnistrien, Dimitri Rogosin. In diesen 
Gepäckstücken befanden sich Briefe transnistrischer Bürger an die 
russische Regierung, in denen sich diese für den Beitritt zur Russi-
schen Föderation aussprachen.51 Ähnlich wie im Falle Gagausiens 
verschärft die EU-Assoziierung diesen innenpolitischen Konflikt.

Der Einfluss der Ukraine-Krise auf 
Transnistrien

Sofort mit der Machtergreifung der Liberalkonservativen, Natio-
nalisten und Faschisten in Kiew im Frühjahr 2014 geriet Transni-
strien in den Fokus der internationalen Politik. Die Ereignisse in 
der Ukraine nährten „die Befürchtung, der Konflikt am Dnjestr 
könnte neuerlich eskalieren“, hieß es beispielsweise in der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung.52 Zur Eskalation trug bei, dass in 
Moldau Anfang Mai 2014 die Streitkräfte in Alarmbereitschaft ver-
setzt wurden.53 An der Zusammensetzung der Friedenstruppe in 
der Region änderte sich jedoch trotz der erhitzten Gemüter nichts. 
An der so genannten ‚Gemischten Kontrollkommission‘ sind wei-
terhin 402 moldauische, 395 russische und 331 transnistrische 
Soldaten beteiligt. Darüber hinaus nehmen weiterhin zehn ukraini-
sche Militärbeobachter an den ‚Gemeinsamen Friedensschaffenden 
Kräften‘ teil.54

Gerüchte über das Einsickern transnistrischer KGB-Agenten in 
die ukrainische Oblast Odessa tauchten immer wieder auf. Beim 
Massaker in Odessa Anfang Mai 2014 sollten laut Angaben ukrai-
nischer Behörden auch transnistrische Bürger unter den Opfern 
gewesen sein. Immer wieder sprachen ukrainische Rechtspolitiker 
von dem Szenario, dass die russische Armee von Transnistrien aus 
die Ukraine angreifen könnte. Im Juli 2014 begannen die ukraini-
schen Behörden deswegen mit dem Ausheben eines Grabens an der 
ukrainisch-transnistrischen Grenze.55 Der transnistrische Präsident 
Jewgeni Schewtschuk dementierte im Oktober erneut die in Kiew 
hervorgebrachte Behauptung, dass die nicht anerkannte Republik 
Truppen an der Grenze zusammenziehen würde.56

Die eigentlich gegen Russland gerichteten administrativen Maß-
nahmen der Kiewer Putschregierung im Zuge des Bürgerkrieges im 
Donbass hatten auch verheerende Auswirkungen auf Transnistrien. 
Die Einberufung aller ukrainischen männlichen Staatsbürger zum 
Wehrdienst führte dazu, dass viele Transnistrier mit ukrainischem 
Pass nicht mehr in die Ukraine reisten. Das Verbot der Einreise in 
die Ukraine für russische Staatsbürger zwischen 18 und 60 Jahren 
hatte den gleichen Effekt. Lediglich ein Drittel der Bewohner der 
nicht anerkannten Republik haben den moldauischen Pass. Trans-
nistrische Versicherungsunternehmen übernahmen deswegen für 

den Transit in die Ukraine keine Garantien mehr und der Export 
nach Osten und Süden nahm ab.57

Der Vorsitzende des transnistrischen Parlamentes, Michail Burla, 
wandte sich Mitte März 2014 öffentlichkeitswirksam an die russi-
sche Duma mit der Bitte der Aufnahme der abtrünnigen Republik 
in die Russische Föderation.58 Die Regierung von Jewgeni Schewt-
schuk wiederholte ebenso mehrmals, dass Transnistrien gerne Rus-
sland beitreten wolle. Solche Forderungen scheinen jedoch nicht 
realistisch – allein schon aufgrund der Lage. Zwar wünscht sich 
die Mehrheit der transnistrischen Bevölkerung den Beitritt zu Rus-
sland, jedoch dürften die politisch einflussreichen Oligarchen um 
den Sheriff-Konzerns kein Interesse daran haben, da sie gegen die 
russischen Oligarchen keine Chancen auf ein wirtschaftliches Über-
leben hätten. Darüber hinaus würde solch ein Schritt nicht den 
Realitäten der transnistrischen Wirtschaft entsprechen, die selbst 
laut Angaben der dortigen Zentralbank im vergangenen Jahr mehr 
Handel mit Moldau tätigte als mit der Russischen Föderation.59

Chişinău zwischen Kooperation und 
Konfrontation mit Moskau

Seit 2009 regierte in Chişinău eine selbsterklärte „Allianz für eine 
Europäische Integration“ (AEI) über das osteuropäische Land, die 
den schon von Woronin eingeschlagenen EU-Kurs forcierte und 
sich im Gegensatz zu den Kommunisten auch der NATO gegen-
über aufgeschlossener zeigte. Eine der drei AEI-Koalitionsparteien, 
die ‚Liberale Partei‘ von Mihai Ghimpu, trat sogar offen für einen 
Beitritt Moldaus zum Nachbarland Rumänien ein – sie ist unioni-
stisch. Im vergangenen Jahr zerlegten sich jedoch die Liberalen und 
eine Abspaltung trägt seitdem die PEK.60

Darüber hinaus versucht die PEK-Koalition diplomatisch zu 
erreichen, dass die russischen Friedenstruppen aus Transnistrien 
abgezogen werden, was die Regierung in Moskau als Affront 
betrachtet.61 Die russische Regierung unter dem damaligen Premier 
Wladimir Putin hatte beim Istanbuler OSZE-Gipfel 1999 einem 
Abzug der russischen Truppen aus den international anerkannten 
Grenzen Moldaus zugestimmt, wenn die anderen OSZE-Staaten 
den Angepassten KSE-Vertrag (AKSE-Vertrag) unterzeichnen 
würden. Dieser Abrüstungsvertrag sollte das Informations- und 
Verifikationsregime des vorangegangenen Abkommens verbessern 
und nationale und territoriale Obergrenzen für den Rüstungs-
sektor vereinbaren. Von allen KSE-Staaten ratifizierten nur vier 
GUS-Staaten den Vertrag. Nachdem die westlichen Staaten keine 
Anstalten machten, das Vertragswerk in gültiges Recht umzuwan-
deln, setzte die Russische Föderation sowohl das KSE- als auch das 
AKSE-Vertragswerk im November 2007 aus. Der Impuls, durch 
Abrüstung im gesamtkontinentalen Kontext auch mehr Entspan-
nung nach Moldau direkt zu bringen, verpuffte.

Die antirussische Politik der PEK führte dazu, dass das Land Opfer 
russischer Sanktionen geworden ist. Im Sommer 2014 verlängerte 
Rosselkhoznadzor, die staatliche russische Agentur für Agrargü-
ter, erst wieder die Lebensmittelsanktionen gegen die Republik 
Moldau. Angeblich entsprächen die moldauischen Lebensmittel 
nicht den russischen Hygienestandards.62 Diese Sanktionen sind 
ein offensichtlich politisches Druckmittel, welches jedoch im Falle 
einer Annäherung an die EaU wegfallen würde.

Die Moldauischen Parlamentswahlen 2014
Lange Zeit schien es so, als würde die PCRM die Wahlen zum 

moldauischen Parlament mit einer absoluten Mehrheit gewinnen 
können. Das letzte halbe Jahr vor dem Urnengang jedoch nahm 
die Popularität der Kommunisten beim moldauischen Wahlvolk 
immer weiter ab. Die Umfragen sehen die Kommunistische Partei 
zwischen 20 % und 30 % der Stimmen. Dafür rückten vermehrt 
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neue Formationen, die nun ins Parlament einziehen könnten, ins 
öffentliche Bewusstsein.

Zum einen wäre da die Partei der Sozialisten der Republik Moldau 
unter der Führung von Igor Dodon. Dieser sprach sich Anfang 
November 2014 dafür aus, die EU-Assoziierung zu annullieren 
und stattdessen den Beitritt zur Zollunion von Belarus, Kasach-
stan und Russland zu forcieren.63 Wenige Tage später besuchten 
Dodon und Zinaida Greceanîi den russischen Präsidenten Putin.64 
Greceanîi amtierte als die letzte Ministerpräsidentin der Kommuni-
stischen Partei unter dem Präsidenten Woronin in den Jahren 2008 
und 2009. Nach dem Besuch von Greceanîi und Dodon in Moskau 
erklärte der Sprecher des gagausischen Autonomieparlaments, dass 
die gagausische Minderheit nun für die PSRM stimmen würde.65

Zuletzt tauchte mit Renato Usatii auch eine neue Figur auf 
der politischen Bühne Moldaus auf. Bis vor wenigen Monaten 
war Usatii noch Gewerkschafter in Russland, stammte jedoch 
ursprünglich aus der Moldauischen SSR. Usatii setzt sich weder 
für eine EU-Assoziierung noch für den Beitritt zur EaU ein. Sein 
Zusammenschluss ‚Unsere Partei‘ erreicht in Umfragen seit Juli 
diesen Jahres 6 bis 10 % der Stimmen. Ein Einzug ins Parlament 
scheint äußerst wahrscheinlich.

Laut der moldauischen Zeitung ‚Tribuna‘ setzt die offizielle russi-
sche Außenpolitik angeblich auf die ‚Partei der Regionen‘ von For-
muzal, die ‚Unsere Partei‘ von Usatii sowie die PSRM.66 Die PdR 
erscheint nicht in den Umfragen und die beiden anderen Parteien 
kommen in diesen auf circa 15 % der Stimmen. Ob das für einen 
außenpolitischen Schwenk reicht, wird sich zeigen.

Auf der anderen Seite des politischen Spektrums ist die Liberale 
Partei, die von 2010 bis 2013 der AEI angehörte. Für Unruhe sorgt 
immer wieder die russophobe Parlamentarierin Ana Guțu der Libe-
ralen Partei. IIm Zuge der Ukraine-Krise schlug Guțu vor, alle rus-
sischen Sender im Land abzuschalten. Vertreter der OSZE baten 
daraufhin den moldauischen Rundfunkskoordinierungsrat, von 
dem Ansinnen Ana Guțus abzusehen, da die Meinungsfreiheit in 
Moldau nicht gefährdet werden sollte.67 Die Liberale Partei wird 
weiterhin mit über 7 % im Parlament gesehen.

Den bisherigen politischen Mainstream sowie die derzeitige Regie-
rung stellen die ‚Liberaldemokratische Partei Moldaus‘ (PLDM) 
sowie die nominell sozialdemokratische ‚Demokratische Partei 
Moldaus‘, deren Spitzenmann ein früherer PCRM-Überläufer ist. 
Die beiden Parteien erreichten beim vergangenen Urnengang 30 % 
bzw. 12 % der Stimmen und können derzeit auf 15 bis 18 % sowie 
10 bis 12 % der Stimmen hoffen. Auf eine Mehrheit können diese 
Parteien also nicht setzen. Die außenpolitische Ausrichtung Mold-
aus nach den Wahlen scheint damit vollkommen offen.

Sechs Wochen vor der Wahl rief der moldauische Geheimdienst-
chef Mihai Balan außerdem zu erhöhter Vorsichtigkeit auf. Die 

Russische Föderation würde versuchen, die Wahlen zu beeinflussen 
und Provokationen inszenieren. Dazu würden auch hunderte von 
Nichtregierungsorganisationen finanziert und es seien angebliche 
Provokateure aus dem Ausland nach Moldau unterwegs, einige 
davon wurden auf dem Flughafen von Chişinău wieder in ihre 
Heimat zurückgeschickt.68 Das Finanzieren von NGOs zur Beein-
flussung der öffentlichen Meinung gehört dabei andererseits bereits 
seit zweieinhalb Jahrzehnten zum Repertoire diverser NATO-
Staaten.69 Auch die derzeitige moldauische Regierungskoalition 
hat genau von solch einem Verhalten Deutschlands, Rumäniens 
und der USA profitiert, wie das orangene Szenario in den Jahren 
2009/2010 gezeigt hatte. Doch da die Wirtschaft des Landes wei-
terhin am Boden liegt, könnte die Eurasische Union für einen Staat 
mit den wirtschaftlichen Voraussetzungen Moldaus vielleicht eine 
bessere Alternative darstellen.70 Gleichzeitig wird solch ein Szenario 
von Pro-EU- und Pro-NATO-Politiker abgelehnt.

Oder doch Spaltung?
Angesichts einer neuen möglichen Dauerkrise im politischen 

System Moldaus kamen aus Berlin überraschend auch ganz neue 
Signale zur Lösung der verschiedenen Probleme des Landes. So 
zitierte die Zeitschrift ‚Internationale Politik‘ der ‚Deutschen 
Gesellschaft für Auswärtige Politik‘ anonyme Diplomaten mit der 
Aussage, dass „die Aufspaltung Moldaus zwischen Russland und 
Rumänien wahrscheinlich sei“.71 Entlang welcher Grenze solch eine 
Aufspaltung organisiert werden soll, ist unklar. 

Gerüchte machten auch bereits die Runde, die Gagausen dies- 
und jenseits der moldauisch-ukrainischen Grenze könnten sich zu 
einem Staat zusammenschließen.72 Im ukrainischen Budschak, wel-
cher die Republik Moldau vom Schwarzen Meer trennt, leben viele 
ethnische Bulgarien, Gagausen und Russen. Zur Parlamentswahl 
in der Ukraine im Oktober 2014 gewannen dort durchweg Direkt-
kandidaten der früheren ‚Partei der Regionen der Ukraine‘. Ob der 
Budschak mit Gagausien, Taraclija und Transnistrien einen neuen 
Staat („West-Noworossija“) bilden könnte und wie die ukrainische 
Zentralregierung darauf reagieren würde, steht in den Sternen.

Die Frage der politischen Orientierung von Ländern im postso-
wjetischen Raum ist mit aller Dringlichkeit auf die internationale 
Tagesordnung zurückgekehrt. Die vom Westen maßgeblich zu 
verantwortende Ukraine-Krise und die EU-Assoziierungsverträge 
drohen hierbei zum Anstoß für eine deutliche Verschärfung der 
im Zuge dessen stattfindenden Auseinandersetzungen zu werden – 
auch und gerade für Moldau.

Moldau: Regierungen 
April 2001 bis September 2009: 
Regierung der „Kommunistischen 
Partei der Republik Moldau“ (PCRM)

September 2009 bis April 2013: 
Regierung der „Allianz für Europä-
ische Integration“ (AEI) 

April 2013 bis heute: Regierung der 
„Pro-Europäischen Koalition“ (PEK)

Rechts: Moldaus Parlamentsgebäude. 
Foto: Wikipedia
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